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SolidariSch und erfolgreich –  
gute Politik für Bremen und Bremerhaven

A
uf dem Landesparteitag am 12. 
Mai 2012 in der Strandlust Ve­
gesack geht die Amtszeit des 

Landesvorstandes zu Ende. Grund genug, 
einen Blick auf die beiden zurücklie­
genden Jahre zu werfen und Bilanz zu 
ziehen. Die Wahl des Landesvorstandes 
im Juni 2010 erfolgte zu einer Zeit, in der 
die Niederlage bei der Bundestagswahl 
noch nicht verwunden war und die Bür­
gerschaftswahl bereits vor der Tür stand. 
An Herausforderungen mangelte es also 
nicht.

In dieser Situation hat die SPD im 
Land Bremen – das lässt sich nun rück­
blickend feststellen – richtig reagiert. Wir 
haben uns geöffnet und wir hatten alle 
zusammen den Mut, mehr Beteiligung 
zu wagen. Die Mitgliederbefragung, die 
meiner Wahl zum Landesvorsitzenden 
vorausging, hat gezeigt, dass Möglich­
keiten innerparteilicher direkter Demo­
kratie gerne und intensiv genutzt wer­
den. Und wir haben gemerkt, dass uns 
das gut tut. Aktive Mitglieder setzen 
 eigene Akzente, sie bringen neuen 
Schwung und beleben die Diskussionen. 

Für die Erarbeitung unseres Regie­
rungsprogramms zur Bürgerschaftswahl 
haben wir deshalb einen intensiven Dis­
kussionsprozess organisiert – intern wie 
extern. Und auch hier war die Erfahrung, 
dass aus den Beteiligungsverfahren (par­
teiöffentliche Arbeitsgruppen, öffentli­
che Fachforen, Online­Beteiligung) viele 
gute Ideen und Anregungen entstanden, 
die ihren Weg in unser Programm gefun­
den haben. 

Die Bürgerschaftswahl 2011 war – 
wie auch die Wahlen zu den Beiräten und 
zur Stadtverordnetenversammlung in 
Bremerhaven – ein großer Erfolg für die 
SPD, die die mit Abstand stärkste poli­
tische Kraft im Land Bremen blieb. Die 
rot­grüne Koalition wurde eindrucksvoll 
bestätigt, beide Koalitionspartner haben 
ihr Ergebnis gegenüber der Wahl 2007 
verbessern können. Dass die Grünen 
noch etwas stärker zugelegt haben, hat 

in den Koalitionsverhandlungen dazu 
 geführt, dass ihnen ein weiterer Sitz im 
Senat zugestanden werden musste und 
wir im Gegenzug auf ein Senatsmitglied 
verzichten mussten. Eine Vergrößerung 
des Senats wäre aus Sicht aller Beteilig­
ten vor dem Hintergrund der Haushalts­
lage des Landes nicht zu vertreten gewe­
sen. Die Aufteilung des Großressorts für 
Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und 
Soziales war bereits in der Vergangenheit 
immer wieder ein Thema, deshalb fiel 
nach langem Ringen die Entscheidung, 
die Ressortbereiche Arbeit und Gesund­
heit herauszulösen und den Ressorts für 
Wirtschaft bzw. Bildung zuzuordnen. 
Dass das verbleibende Ressort dann eine 
grüne Senatorin bekam, wurde in unse­
rer Partei intensiv und kritisch diskutiert 
– gerade auch vor dem Hintergrund der 
hervorragenden Arbeit unserer Sozial­
senatorin Ingelore Rosenkötter. Es war 
keine leichte Entscheidung, die wir dann 
aber mit großer Mehrheit auf unserem 
Landesparteitag zum Koalitionsvertrag 
im Juni 2011 gemeinsam getroffen ha­
ben. 

Das Thema Sozialpolitik blieb aber 
auf unserer politischen Agenda ganz 
oben. Der vom Landesparteitag beschlos­
sene Sozialpolitische Ausschuss hat un­
ter der Leitung von Rolf Prigge mit dafür 
gesorgt, dass die Bremer SPD ihrem 
 Anspruch der aktiven Gestaltung des  
 sozialen Zusammenhalts in unseren 
Städten gerecht wird. Die sehr gut be­
suchte Veranstaltung zur Förderung der 
öffentlichen Beschäftigung im Oktober 
2011 und die ebenfalls sehr erfolgreiche 
Fachkonferenz „Perspektiven der sozia­
len Stadtpolitik“ im März 2012 sind zwei 
Belege dafür, dass die Bremer SPD auch 
weiterhin ein klares sozialpolitisches 
Profil hat, das auch öffentlich wahrge­
nommen wird. 

Auch in vielen anderen Politikfeldern 
– zum Beispiel in der öffentlichen Da­
seinsvorsorge mit unserem Vorschlag zur 
Prüfung der Rekommunalisierung der 

Energienetze, mit unserer Initiative für 
ein Landesmindestlohngesetz oder auch 
mit unseren steuerpolitischen Beschlüs­
sen, mit denen wir das steuerpolitische 
Konzept der Bundes­SPD mitgestaltet 
 haben – haben wir uns als Bremer SPD 
aktiv in die politischen Debatten einbrin­
gen und einiges bewegen können.

Mit Blick auf die hinter uns liegende 
gemeinsame Arbeit möchte ich mich 
auch auf diesem Weg bei allen bedanken, 
die daran mitgewirkt haben: Bei den vie­
len aktiven Genossinnen und Genossen, 
die sich in den Ortsvereinen, Unterbezir­
ken, Arbeitsgemeinschaften und Foren 
engagieren sowie bei unseren Vertrete­
rinnen und Vertretern in der Bürger­
schaft, in den Beiräten, in der Stadtver­
ordnetenversammlung, im Bundestag, 
im Magistrat und im Senat. Gemeinsam 
haben wir gezeigt, dass ein solidarisches 
Miteinander nach innen und nach außen 
nicht nur gemeinsamen Erfolg in der 
 politischen Arbeit bedeutet, sondern 
auch noch eine Menge Spaß machen 
kann. Dies sollten wir fortführen.  ■

andreas Bovenschulte ist 
seit Juni 2010 SPd-landes-
vorsitzender. auf dem 
 landesparteitag am  
12. mai 2012 kandidiert  
er erneut für dieses amt.

landeS-
Parteitag:

mit organisationswahlen 
und antragsberatung
 

SAMSTAG, 12. MAI 2012, 

10:00 UHR
 

Strandlust vegesack
rohrstraße 11
28757 Bremen

die spd im land bremen kann auf zwei erfolgreiche Jahre zurückblicken
Von Andreas Bovenschulte, Landesvorsitzender
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aBrechnung mit den
finanZmarkt-Zockern

„der historische abend“: 

150 Jahre SoZialde-
mokratie in Bremen

Thomas von der Vring über rudolf Hickels neues buch „Zerschlagt die banken“

BuchtiPP deS monatS:

unSer autor:

thomas von der vring, Jahr-
gang 1937, war gründungs-
rektor der universität Bre-
men von 1970 bis 1974 und 
lehrte dort bis zu seiner eme-
ritierung als Professor für 
 Politische Ökonomie. von 
1979 bis 1994 war er mit-
glied des europäischen Par-
laments. neben anderen 
funktionen war er ab 1989 
bis zu seinem ausscheiden 
vorsitzender des haushalts-
ausschusses. thomas von der 
vring lebt im Bremer Stadt-
teil findorff, wo er auch nach 
wie vor im ortsverein mitar-
beitet. darüber hinaus wirkt 
er unter anderem im arbeits-
kreis Wirtschaft – Steuern – 
finanzen der landesorgani-
sation mit.

rudolf hickel:
Zerschlagt die Banken. 
Zivilisiert die finanzmärkte. eine Streitschrift
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D
er Bremer Professor Rudolf 
 Hickel ist der profilierteste Ver­
treter einer kritischen Wirt­

schaftspolitik in Deutschland. Jetzt zieht 
er die Konsequenzen aus der von verant­
wortungslosen Bankern verursachten 
Finanz­ und Wirtschaftskrise. 

Dass sich Wesentliches ändern muss 
in unserem Banksystem ist inzwischen 
allseits anerkannt. Die Regierungen 
weltweit, die EU und die Bundesregie­
rungen propagieren einschneidende 
 Änderungen. Aber geändert hat sich bis­
lang wenig. Die Macht der Finanzlobbys 
wird sichtbar. Sie prägen noch immer die 
Sichtweisen und Tendenzen der öffentli­
chen Meinung. Die Sorge wächst, dass 
die Bemühungen, unser Finanzsystem zu 
reformieren, im Sande verlaufen. – Des­
halb schlägt Rudolf Hickel Alarm.

So, wie sich verantwortungsbewusste 
Bürger mit den schwierigen Sachver­
halten von Energieverbrauch und Klima­
veränderung vertraut machen mussten, 
weil unser Staat dazu nicht in der Lage 
war, so müssen sie sich heute mit Finanz­
derivaten, Börsensteuern, Schattenban­
ken und Leerverkäufen auseinanderset­
zen. Was Hickel beschreibt, ist nicht 
leicht zu verstehen. Aber da müssen wir 
durch. Also lest das Buch! Ihr könnt es 
verstehen.

Schwer fällt es zu fassen, was Hickel 
über das verantwortungslose Zocken in 
dem Spielkasino berichtet, das sich Ka­
pitalmarkt nennt, und über ehrbare 
 Banker, die gierig das große Rad drehten, 
teilweise ohne zu wissen, was sie taten. 

Mit einer gut besuchten Auftakt­
veranstaltung im Konsul­Hackfeld­Haus 
hat im März 2012 die Veranstaltungs­
reihe „Der historische Abend – 150 Jahre 
Sozialdemokratie in Bremen“ begonnen. 
Der Bremer Historiker Dr. Heinz­Gerd 
Hofschen referierte über die Zeit der 
Gründung des als Vorläufers der SPD gel­
tenden Allgemeinen Deutschen Arbeits­
vereins (ADAV) durch Ferdinand Lassalle 
am 23. Mai 1863 (dieses Datum wird 
heute allgemein als das Gründungs­
datum der SPD angesehen) und die 
Gründung des Bremer ADAV ein knappes 
Jahr später, am 6. April 1864 durch Gus­
tav Deckwitz. 

Im Anschluss an den Vortag von 
Heinz­Gerd Hofschen diskutierten die 
mehr als 50 Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer. Moderiert wurde die Veranstal­
tung von Beenhard Oldigs, von dem auch 
die Idee zur Veranstaltungsreihe stammt. 
Insgesamt umfasst die Reihe vier weitere 
Veranstaltungen in diesem und vier 
 Veranstaltungen im nächsten Jahr. Am 
6. April 2014, dem 150. Geburtstag der 
Bremer SPD, soll es zum Abschluss der 
„Jubiläumsfeierlichkeiten“ eine große 
Veranstaltung in Bremen geben.

Hier die nächsten beiden Termine 
vom „Historischen Abend“ bis zu den 
Sommerferien:

5. JUNI 2012, 19:00 UHR

citY46, Birkenstraße 1, 28195 Bremen
film: „rosa luxemburg“ 
(deutschland, tschechoslowakei 1986, 
Buch und regie: margarethe von trotta)
kostenbeitrag: 2,- euro

12. JULI 2012, 19:00 UHR

konsul-hackfeld-haus, 
Birkenstraße 34, 28195 Bremen
der erste Weltkrieg, die Spaltung der arbeiter-
bewegung und die Bremer räterepublik
referenten: Prof. dr. Peter kuckuck, historiker, 
Bremen; konrad kunick (angefragt), Senator 
a. d., Bremen 

alle veranstaltungstermine findet ihr auf 
www.spd-land-bremen.de

eine anmeldung ist online möglich, aber natür-
lich auch über das landesbüro und per e-mail an 
info-bremen@spd.de

Es geht auch darum, den Respekt zu ver­
lieren vor den „Experten“. Lest das Buch, 
um mit ihnen auf Augenhöhe zu kom­
men!

Die Leitfrage Hickels ist politisch: Was 
konkret zu tun ist. In sieben Thesen fasst 
er seine Vorschläge zusammen:

1. Die Großbanken müssen an die Leine 
gelegt werden. Ihr Investmentge­
schäft ist strikt vom normalen Kun­
dengeschäft zu trennen. Nie mehr 
dürfen spekulative Verluste das real­
wirtschaftliche Kreditgeschäft belas­
ten. Nie mehr sollen Regierungen ge­
zwungen werden können, Bankver­
luste bezahlen, um die Realwirtschaft 
zu schützen.

2. Schattenbanken darf es nicht mehr 
geben. Alle Kapitalmarktgeschäfte 
müssen öffentlichen Kontrollen un­
terworfen werden.

3. Die Finanzmärkte müssen strengen 
Regeln unterworfen werden. Proble­
matische Spekulationsgeschäfte wie 
ungedeckte Leerverkäufe sind schlicht 
zu verbieten. 

4. Die bislang zahnlose öffentliche Ban­
kenaufsicht muss in die Lage versetzt 
werden, Transparenz zu schaffen und 
Regelverletzungen durch Banken zu 
unterbinden.

5. Ratingagenturen müssen entmachtet 
werden. 

6. Das Bankensystem muss so umgestal­
tet werden, dass es eine dienende 
 Rolle gegenüber der wertschöpfenden 
Wirtschaft übernimmt: die Ersparnis­
se der Bürger zu sichern und die Un­
ternehmungen mit Produktivkapital 
zu versorgen. 

7. Die politische Macht der Finanzmärk­
te zu brechen ist eine wichtige politi­
sche Aufgabe.

Finanzwirtschaft und Energiewirtschaft 
haben eine ähnliche Bedeutung für un­
ser Leben und unsere Zukunft. Sie dürfen 
nicht den „Fachleuten“ überlassen wer­
den. Sie müssen politischer Verantwor­
tung und demokratischer Kontrolle un­
terworfen werden. Das geschieht nicht 
von alleine. ■


